
Dr. Gysi (PDS):

Frau Präsidentin! Es nutzt doch nichts, daß hinter verschlos­
senen Türen diese Frage immer erörtert, aber nicht entschieden 
wird, und daß vor allen Dingen danach gesucht wird, bei welchen 
Betrieben das gerechtfertigt ist und bei welchen nicht. Darauf 
wird man sich nicht einigen und dann sind alle Betriebe in ernst­
hafte Liquiditätsprobleme gekommen. Deshalb sollte man dar­
über heute beraten

(Zuruf: Das ist Wahlkampf.)

und gegebenenfalls die Vorlage in die Ausschüsse schicken, da­
mit es endlich auf den parlamentarischen Gang gebracht wird.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gut. Wir werden jetzt über diesen Antrag abstimmen. Wer 
dafür ist, daß dieser Antrag der Fraktion der PDS heute auf die 
Tagesordnung kommt, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Danke. Gegenstimmen? - Danke. Enthaltungen? - Ich würde 
auf Anhieb sagen, daß der Antrag abgelehnt ist, aber da es 
doch etwas unsicher ist, würde ich es doch bitte auszählen las­
sen.

Ich muß nochmals fragen. Wer dafür ist, daß dieser Antrag 
heute auf die Tagesordnung kommt, den bitte ich um das Hand­
zeichen. - Wer ist dagegen, daß dieser Antrag heute auf die Ta- 

__gesordnung kommt? -

Die Enthaltungen bitte. - Danke schön. Da es nur wenige Ent­
haltungen sind, möchte ich Ihnen gleich das Ergebnis mitteilen. 
Mit nein haben 163 Abgeordnete gestimmt, mit ja 126 Abgeord­
nete. Damit kommt dieser Antrag zu einem späteren Zeitpunkt 
auf die Tagesordnung.

Herr Gysi, wieviel Anträge haben Sie jetzt noch?

(Dr. Gysi, PDS: Einen.)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Wird zu diesem Antrag der PDS das Wort gewünscht? - Ja bit­
te, Herr Heltzig.

Dr. Heltzig (SPD):

Ich möchte zuerst die Frage stellen, warum wir ein Präsidium 
der Volkskammer haben.

(Jawohl! Sehr richtig! und Beifall bei der CDU/DA)

Ich möchte die Frage deshalb stellen, weil alle Anträge, nicht 
nur die der PDS, im Präsidium beraten und eingeordnet werden. 
Diese Anträge sind gestern alle beraten worden und sind für 
heute, weil es eine Sondersitzung zu einem ganz speziellen The­
ma ist, nicht eingeordnet worden. Ich habe etwas dagegen, daß 
hier eine Sondersitzung

(Widerspruch bei der PDS)

zu einem Thema benutzt wird, um diese mit sechs bis acht Anträ­
gen aufzusatteln.

(Beifall bei der CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Gibt es weitere Wortmeldungen dazu? - Ich sehe, das ist nicht 
der Fall. Wer dafür ist, daß dieser Antrag der PDS heute noch auf 
die Tagesordnung kommt, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Danke schön. Wer ist dagegen? - Danke. Das ist mehrheitlich. 
Somit ist dieser Antrag heute nicht auf der Tagesordnung.

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 1 auf - nach einer 
Stunde, Herr Prof. Kühne, rufe ich den Tagesordnungspunkt 1 
auf! Die Tagesordnungspunkte 1 bis 3 werden getrennt einge­
bracht, aber in der Aussprache gemeinsam diskutiert.

Noch einen, gut. - Bitte das Mikrofon für Herrn Gysi anstellen. Ich rufe auf den Punkt 1 der Tagesordnung:

Dr. Gysi (PDS):

Es ist nur noch der eine Antrag, der auch dem Präsidium vor­
lag. Da geht es uns darum, daß die Volkskammer beschließen 
möge, die Regierung zu verpflichten, in den Verhandlungen mit 
der Regierung der BRD über den Einigungsvertrag die Forde­
rung nach Ausgleichszahlungen für die von der DDR erbrachten 
höheren Reparationsleistungen zu stellen und nachdrücklich zu 
vertreten. Sie kennen ...

(Unruhe im Saal)

Beschlußempfehlung des Ausschusses Deutsche Einheit 
zum Antrag der Fraktion der DSU vom 17. Juni 1990, be­
treffend Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland gemäß 
Artikel 23 des Grundgesetzes 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 178)

Das Wort hat zur Begründung der Stellvertreter des Vorsitzen­
den des Ausschusses Deutsche Einheit, Abgeordneter Edelbert 
Richter.

- Lassen Sie mich doch bitte zwei Sätze dazu sagen! - Sie wis­
sen, daß die Leistungen auf der einen Seite etwa zwei Milliar­
den und auf der anderen Seite 99 Milliarden betrugen und daß 
mit Zinsen inzwischen der Betrag wesentlich höher ist, der hier 
eingefordert werden könnte. Es geht - mit anderen Worten - 
um einen Lastenausgleich, der dann - in Raten selbstverständ­
lich - zu zahlen wäre und zur Strukturanpassung der Länder 
der DDR über Jahre genutzt werden kann. Wenn wir einen sol­
chen Beschluß fassen würden, würde das meines Erachtens die 
Verhandlungsposition der Regierung der DDR wesentlich stär­
ken. Und darauf genau kommt es an, damit es nicht nur um Bet­
telei oder so etwas Ähnliches geht, sondern um Ansprüche, und 
die Regierung kann dann mit dem Wort der Volkskammer ver­
handeln und sprechen. Und das wäre eine wesentliche Stär­
kung ihrer Position.

Deshalb sind wir dafür, das heute zu tun; denn wenn wir uns 
das nächste Mal sehen, ist darüber nicht mehr zu beraten, weil 
dann wahrscheinlich der Einigungsvertrag schon paraphiert 
sein wird.

Edelbert Richter, Berichterstatter des Ausschusses Deutsche 
Einheit:

Werte Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Ausschuß 
Deutsche Einheit hat den Antrag der Fraktion der DSU vom 
17. Juni 1990 behandelt und ist auch unter Berücksichtigung der 
Stellungnahmen des Rechtsausschusses und des Ausschusses 
für Verfassung und Verwaltungsreform zu der Auffassung ge­
kommen, der Volkskammer folgenden Beschluß zu empfehlen:

„Der Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundge­
setzes der Bundesrepublik gemäß Artikel 23 des Grundge­
setzes zum jetzigen Zeitpunkt wird abgelehnt. Vor dem Bei­
tritt sollen folgende Voraussetzungen erfüllt sein:

1. Ratifizierung eines Einigungsvertrages zwischen der 
DDR und der Bundesrepublik;

2. Klärung der äußeren Aspekte der Einigung in den 2 + 4- 
Gesprächen;
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(Beifall bei der PDS) 3. Bildung der Länder.1


